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Beklagter und Revisionsbeklagter.

Das Bundessozialgericht, 9. Senat, hat ohne mündliche

Verhandlung am 19. September 4979

für Recht erkannt;

Die Revision der Kläger gegen das Urteil des Landessozial—

gerichts Rheinland—Pfalz vom 50. November 1977 wird zurück—

gewiesen.
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Die Kläger begehren Witwen- und Waisenbeihilfe nach ihrem im

Jahre 1971 verstorbenen Ehemann und Vater J L (D.).

Streitig ist, ob die Versorgungsverwaltung die Entscheidungen

über den Versorgungsanspruch des D. nach dessen Tod berichtigen

durfte.

D. war 1945 wegen akuten Gelenkrheumas, wegen einer Infekt—

arthritis und wegen einer Arthritis Endokarditis mehrfach in

Lazaretten behandelt worden. Die Versorgungsverwaltung hatte als

Schädigungsfolgen im Sinne der Entstehung einen "ausgeglichenen

Herzklappenfehler (Mitralinsuffizienz)" mit einer Minderung der

Erwerbsfähigkeit (MdE) um 25 vH (Bescheid vom 26. Januar 1955),

"mäßige Herzleistungsschwäche bei Herzklappenfehler" mit einer

MdE um 40 vH (Bescheid vom 6. November 1956) und "Herzklappen—

fehler mit Beeinträchtigung der Herzleistungsfähigkeit" mit

einer MdE um 50 vH (Bescheid vom 12. Juni 1958) anerkannt. Ein
Rentenerhöhungsantrag, den D. gestellt hatte, nachdem er 1967

einen Herzinfarkt erlitten hatte, hatte keinen Erfolg. Die Klage

haben die Rechtsnachfolger des D., nachdem er inzwischen verstor—

ben war, zurückgenommen.

Die Anträge der Kläger auf Witwen— und Waisenrente sowie Witwen—

und Waisen— und Waisenbeihilfe lehnte die Behörde ab. Die hier—

gegen erhobenen Klagen haben die Kläger zurückgenommen, nachdem

der Beklagte sich verpflichtet hatte, für die Zeit ab 1. Januar

1975 erneut über die Beihilfe nach 5 48 Abs 1 Bundesversorgungs—
gesetz (BVG) idF des 4. Anpassungsgesetzes vom 24. Juli 1972 zu
entscheiden.

Die Versorgungsbehörde bewilligte die Witwen- und Waisenbeihilfe

erneut nicht, weil D. durch die anerkannten Schädigungsfolgen

nicht gehindert gewesen sei, seinen Beruf als Fleischer auszu—
üben, und weil sein Minderverdienst nicht dazu geführt habe,

daß die Hinterbliebenenversorgung um ein Viertel geringer sei
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als sie ohne die Schädigungsfolgen wäre (Bescheide vom
12. November 1975 und 17. Juli 1974). Im übrigen sei die
schädigungsbedingte MdB des D. mit 50 vH richtig bewertet

gewesen. Während des anschließenden Klageverfahrens hat das

Versorgungsamt mit Zustimmung des Landesversorgungsamtes durch

Berichtigungsbescheid vom 22. März 1976 die Bescheide vom
26. Januar 1955, 6. November 1956 und 12. Juni 1958 aufgehoben,

weil sie zweifelsfrei aus tatsächlichen und rechtlichen Gründen

unrichtig seien. Die Anerkennung von Schädigungsfolgen hätte

auf einer irrtümlichen Deutung klinischer und röntgenologischer

Symptome beruht. Bei einer Leichenöffnung habe sich gezeigt,

daß es an irgendwelchen Folgen schädigender Einwirkungen im

Sinne des 5 1 BVG gefehlt habe.

Das Sozialgericht (SG) hat die Klage gegen diesen Berichtigungs—

bescheid mit den anhängigen Klagen verbunden. Durch Urteil

vom 21. Juni 1976 hat es den Beklagten verurteilt, der Klägerin

zu 1) eine Witwenbeihilfe vom 1. Januar 1976 an zu zahlen

(über die Waisenbeihilfe hat das SG weder entschieden noch

Ausführungen gemacht). Das SG war der Meinung, der Beklagte

habe den Berichtigungsbescheid nicht erlassen dürfen, denn er

habe bei D. einen Leidenszustand anerkannt, den man richtig

hätte umschreiben müssen mit ”Veränderungen im Bereich des

Herzens mit Beeinträchtigung der Herzleistungsfähigkeit".

Dieser Leidenszustand, der weitgehend durch arteriosklerotische

Veränderungen und vegetative Störungen verursacht worden sei,

lasse eine Berichtigung nicht zu, denn man könne keineswegs

sagen, daß Herzveränderungen arteriosklerotischer oder vege—

tativer Art oder andere Beeinträchtigungen im Bereich des

Herzens niemals durch einen Einsatz während des Wehrdienstes

verursacht werden könnten.

Das Landessozialgericht (LSG) hat durch Urteil vom 50. November

1977 das erstinstanzliche Urteil aufgehoben und die Klagen

abgewiesen; es hat die Revision zugelassen. Das LSG hat dazu

ausgeführt: Die gegenüber D. ergangenen Erstanerkennungs— und

Neufeststellungsbescheide seien außer Zweifel unrichtig
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gewesen; es bestünde auch nicht die entfernte Möglichkeit, daß

D. Beschädigter im Sinne des BVG gewesen sei; zweifelsfrei stehe

fest, daß bei ihm keine rheumatische Endokarditis mit entspre—
chenden Veränderungen an den Herzklappen, sondern eine Angina

pectoris als Folge einer arteriosklerotischen Durchblutungs—

störung der Herzkranzgefäße mit zeitweiliger Herzleistungsminde—

rung vorgelegen habe. Dieser Leidenszustand sei weder im Sinne der

Entstehung noch der Verschlimmerung eine Schädigungsfolge nach

5 1 BVG gewesen. Für die Berichtigung von Bescheiden nach 5 44

Verwaltungsverfahrensgesetz der Kriegsopferversorgung (KOVVWVfG)

komme es nicht darauf an, ob die fragliche Gesundheitsstörung

niemals durch einen Einsatz während des Wehrdienstes verursacht

sein könnte; vielmehr reiche es aus, daß aufgrund der konkreten

Umstände des Einzelfalles jede auch entfernte Möglichkeit aus—
scheide, daß die Gesundheitsstörung eine Schädigungsfolge nach

5 4 BVG sei. Dies sei durch die Sachverständigen dargetan. Auch
scheide außer Zweifel selbst eine wehrdienstbedingte einmalige,

abgegrenzte Verschlimmerung des konstitutionellen arterioskle—

rotischen Leidens des D. aus.

Mit der Revision rügen die Kläger die Verletzung des 5 48 Abs 4

BVG und des 5 41 KOVVWVfG. Sie sind der Meinung, daß die ange—

führten Erst— und Neufeststellungsbescheide nicht berichtigt

werden durften. Die Versorgungsverwaltung dürfe zwar eine Leidens—

bezeichnung ändern, wenn diese auf der unrichtigen Diagnose eines

Leidenszustandes beruhe. Sie könne aber den Bescheid, in dem ein

bestimmter Leidenszustand als Schädigungsfolge anerkannt sei,

nicht zurücknehmen, solange nicht außer Zweifel stehe, daß dieser

Leidenszustand tatsächlich und rechtlich zu Unrecht als Schädi—

gungsfolge festgestellt worden sei. Bei dem verstorbenen Ehemann

und Vater der Kläger sei ein Leidenszustand anerkannt gewesen,

der eine Berichtigung, wie im Bescheid vom 22. März 4976 vorge—

nommen, nicht zulasse. Es könne nicht davon ausgegangen werden,

daß Herzveränderungen arteriosklerotischer oder vegetativer Art

niemals durch einen Einsatz während des Wehrdienstes verursacht

werden könnten. Das habe Medi21naldirektor Dr. K in der

mündlichen Verhandlung vom 24. Juni 4976 ausdrücklich ausgesagt.
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Die Kläger beantragen,

4. das angefochtene Urteil des Landessozial—

gerichts Rheinland—Pfalz vom 50. November

4977 aufzuheben und die Berufung des

Beklagten gegen das Urteil des Sozialgerichts

Trier vom 24. Juni 4976 als unbegründet

zurückzuweisen;

2. den Beklagten zu verurteilen, den Klägern

die außergerichtlichen Kosten zu erstatten

und

hilfsweise

5. das angefochtene Urteil des Landessozial—

gerichts Rheinland—Pfalz vom 50. November

4977 aufzuheben und die Sache zur erneuten

Verhandlung und Entscheidung an dieses

Gericht zurückzuverweisen.

Der Beklagte beantragt,

die Revision als unbegründet zurückzuweisen.

Die Beteiligten haben erklärt, sie seien mit einer Entscheidung

durch Urteil ohne mündliche Verhandlung einverstanden (% 424

Abs 2 Sozialgerichtsgesetz -SGG— ).

II

Die Revision der Kläger hat keinen Erfolg.

Das LSG hat zu Recht die Klagen der Kläger abgewiesen. Den

Klägern stehen An5prüche auf Beihilfe nach 5 48 Abs 4 BVG idF

des 4. Gesetzes über die Anpassung der Leistungen des BVG

vom 24. Juli 4972 (BGBl I S 4284) nicht zu. Nach dieser Vor—
schrift — Satz 4 zweiter Halbsatz, der allein in Betracht

kommt —, konnte der Witwe und den Waisen eines Schwerbeschädig—

ten Beihilfe gewährt werden, wenn der Beschädigte durch die

Folgen der Schädigung gehindert war, eine entsprechende Erwerbs—
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tätigkeit in vollem Umfang auszuüben und dadurch die Versorgung

seiner Hinterbliebenen erheblich beeinträchtigt worden war.
Dieser Tatbestand ist nicht erfüllt, obwohl der Ehemann und Vater

der Kläger bis zu seinem Tode Versorgung nach einer MdB um 50 vH

bezogen hat. Die Behörde hat nämlich zu Recht mit dem Berichti—

gungsbescheid vom 22. März 4976 die Anerkennungs— und Neufeststel-

lungsbescheide, die die Grundlage für die Versorgung des Verstor—

benen bildeten, nachträglich aufgehoben.

Die zuständigen Verwaltungsbehörden können nach 5 44 Abs 4 Satz 4

KOVVWVfG ( in der bis zum 34,42.4975 geltenden Fassung, BGBl I

4976 S 4469, 4475) zu Ungunsten des Berechtigten Bescheide über

RechtsanSprüche ändern oder aufheben, wenn außer Zweifel steht,

daß diese Bescheide im Zeitpunkt ihres Erlasses tatsächlich und

rechtlich unrichtig gewesen sind. Die Befugnis, die früheren

Bescheide zu berichtigen, war der Versorgungsverwaltung nicht des-

wegen genommen, weil inzwischen der durch die Bescheide Berechtigte

verstorben war; das entspricht der ständigen Rechtsprechung des

Bundessozialgerichts —BSG—(vgl BSGE ?, 405, 405; 25, ?, 9f;

BSG, BVBI 4965, 25; BSG, BVB1 4965 S 449, 420f).

Für diese Recht5prechung, an welcher der Senat festhält, ist

einmal der gesetzgeberische Beweggrund und zum anderen die abge—

leitete Rechtsposition der Hinterbliebenen wichtig. Das Institut

der Berichtigung offenbar fehlerhafter Verwaltungsentscheidungen

(@ 44 KOVVWVfG)beruht auf der Erwägung, daß eine zu Unrecht zu—
gebilligte Rente die wahrhaft Anspruchsberechtigten und die All—

gemeinheit belastet, welche die Versorgungsleistungen aufzu—

bringen hat (BSG, BVBI 4965, 420 mit dem Hinweis auf die Gesetzes—
materialien). Für die Befreiung des Versorgungshaushalts von

fraglos falscher Verbindlichkeit ist es gleichgültig, ob der

formal Berechtigte selbst oder ein Hinterbliebener Nutznießer

wäre° Ferner ist nicht einzusehen, weshalb der Hinterbliebene

unterschiedlich behandelt werden sollte je nachdem, ob der dem

formal Berechtigten erteilte - offensichtlich fehlerhafte —
Bescheid noch zu seinen Lebzeiten aufgehoben worden ist oder nicht.

Infolgedessen war die Versorgungsverwaltung befugt, ihre unbedenk—

__?—

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_7_

lich falschen Anerkenntnisse noch nach dem Tode des primär

bedachten Leistungsempfängers wieder zurückzunehmen.

Dieser Auffassung ist nicht damit zu begegnen, daß im entgegen—

gesetzen Falle verbindlich gewordener a b l e h n e n d e r
Verwaltungsakte nach dem Tode des Berechtigten Zugunsten—

bescheide nicht mehr erteilt werden (BSGE 7, 405; 22, 240;

SozR Nrn 43 und 46 zu 5 40 KOVVWfG). Es ist nicht zu verkennen,
daß die Grundlinie der verschiedenen Behandlungsweisen im Falle

der Berichtigung zu Ungunsten der Betreffenden und im Falle

des Zugunstenbescheides sich nicht auf einen gemeinsamen Nenner

bringen läßt. Im einen Falle beruht die Lösung auf einer formal

logischen Rechtsbetrachtung. Im anderen Falle steht der Gedanke

der materiellen Richtigkeit im Vordergrund. Ob vom Standpunkt

der gleichen Erfüllung des gesetzgeberischen Zwecks ein Zu—

gunstenbescheid auch noch nach dem Tod des Berechtigten zuge—

lassen werden sollte, ist jedoch hier nicht zu entscheiden.

Weiter ist das LSG zu Recht davon ausgegangen, daß die ergange—

nen Erstanerkennungs— und Neufeststellungsbescheide im Zeit—

punkt ihres Erlasses außer Zweifel tatsächlich und rechtlich

unrichtig gewesen sind. Außer Zweifel unrichtig in diesem Sinne

ist eine tatsächliche Feststellung oder eine rechtliche Bewer—

tung in einem Verwaltungsakt dann, wenn jede, auch entfernte

Möglühkeit, daß ein Versorgungstatbestand doch besteht, ausge—

schlossen ist (BSG SozR 5900 S 44 Nr 5 und Nr 4 mwN). Durch

diese Formel wird der Grad der Gewißheit beschrieben, der für

eine Berichtigung nach 5 44 KOVVWVfG erforderlich ist. Dabei

ist das LSG von dem Stand der ärztlichen Wissenschaft und der

diagnostischen Hilfsmittel zur Zeit des Erlasses des Verwal—

tungsaktes ausgegangen und nicht von dem zur Zeit des späteren

Bescheides, durch den nach 5 44 KOVVWVfG die früheren Verwal—

tungsakte berichtigt worden sind (BSGE 29, 57, 59; dazu werden

Bedenken angemeldet in BSG 4.5.4977 — 9 RV 44/76 in Breithaupt

4978, S 55). Hiervon ausgehend hat das LSG festgestellt, daß

die bei dem Ehemann und Vater der Kläger in den früheren

Bescheiden anerkannten Leiden entweder nicht vorlagen oder nicht
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Folge einer Beschädigung waren. In bezug auf diese Feststellungen

sind von der Revision keine zulässigen und begründeten Revisions—

gründe vorgebracht worden; sie binden deshalb das BSG (5 465 SGG).

Dabei kann dahinstehen, ob bei den Bescheiden im Vordergrund

die Anerkennung eines Herzklappenfehlers mit Auswirkungen auf die

Herzleistung stand oder ob eine Herzleistungsschwäche auf der

Grundlage eines Herzklappenfehlers anerkannt worden ist. Die Re—

vision meint zu Unrecht unter Berufung auf das Urteil des BSG vom

46. März 4962 in BSGE 46, 255, daß eine Berichtigung hier ausge-
schlossen sei. Da nur bei unrichtiger Diagnose der Krankheit

— Herzklappenfehler — ein tatsächlich vorliegender Leidenszustand

— Beeinträchtigung der Herzleistungsfähigkeit — anerkannt sei,

könne — so die Revision — nur die Diagnose geändert werden, denn

es stehe fest, daß der Verstorbene nie an einem Herzklappenfehler

gelitten habe. Die Revision übersieht dabei, daß nicht nur hin—

sichtlich des Herzklappenfehlers eine Fehldiagnose vorgelegen hat,

sondern daß auch der als Schädigungsfolge anerkannte Zustand einer

Beeinträchtigung der Herzleistungsfähigkeit außer Zweifel nicht

auf einer Schädigung im Sinne des 5 4 Abs 4 BVG beruht (BSGE 46,

255, 256). Zu dieser Frage hat allerdings das SG in dem mit der
Berufung angefochtenen Urteil eine andere Ansicht vertreten, weil

es davon ausgegangen ist, ein anerkannter Krankheitszustand sei

nur dann zweifelsfrei unrichtig, wenn er niemals durch einen Einsatz
während des Wehrdienstes verursacht sein könnte. Dieser Maßstab

ist jedoch überspannt. Das LSG ist vielmehr zutreffend davon aus—

gegangen, daß es für die Berichtigung ausreichend ist, wenn auf—

grund der konkreten Umstände des Einzelfalles jede auch entfernte

Möglichkeit ausscheidet, daß die Gesundheitsstörung auf eine Schä—

digung nach 5 4 Abs 4 BVG zurückzuführen ist. Der erkennende Senat

hat in seiner Entscheidung vom 50. Juni 4977, SozR 5900 5 44 Nr 5
‘ S 24, ausgesprochen, daß der Bereich der Tatsachen, die im Sinne

des 5 44 Abs 4 Satz 4 KOVVWVfG rechtserheblich sind, sich nach

den Umständen des Einzelfalles richten; in diesem Sachverhalt

dürfe nicht die konkrete Möglichkeit enthalten sein, die den

Anspruch doch rechtfertigen würde. Dabei hat der Senat die frühere

Rechtsprechung fortgeführt, nach der nach Zuerkennung einer Be—
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schädigtenversorgung diese nicht völlig zurückgenommen werden

kann, wenn die Möglichkeit nicht auszuschließen ist, daß eine

als Schädigungsfolge anerkannte Gesundheitsstörung durch schädi—

gende Einwirkung zwar nicht entstanden, aber verschlimmert

worden ist. Desgleichen wäre eine Berichtigung untersagt, wenn

ein falsch diagnostizierter und anerkannter Leidenszustand

möglicherweise doch besteht, oder wenn die Bewertung der MdE

als noch vertretbar anzusehen ist. In all diesen Fällen hat man

sich an den konkreten Sachverhalt und die aus ihm sich ergebenden

Möglichkeiten gehalten. In gleicher Weise ist der vorliegende

Fall zu beurteilen. Wichtig ist sonach, ob bei dem Ehemann und
Vater der Kläger arteriosklerotische Veränderungen und vege«
tative Störungen im Bereich des Herzens zweifelsfrei als Schädi-

gungsfolge ausscheiden. Dagegen ist unerheblich, ob es Personen

gibt, bei denen diese Krankheiten eine Schädigungsfolge sein

könnten. Von dieser Rechtslage ausgehend, ist das LSG ohne

Verstoß gegen Verfahrensvorschriften oder Denkgesetze zu der
Überzeugung gelangt, daß das Herzleiden des Verstorbenen ohne

Zeifel weder im Sinne einer Entstehung noch im Sinne einer Ver—

schlimmerung auf eine Schädigung zurückgeführt werden könne.

Schließlich hat das LSG auch zu Recht angenommen, daß der Beklag—

te das Berichtigungsrecht nach 5 41 KOVVWVfG nicht verwirkt habe.

Für das Rechtsinstitut der Verwirkung ist kennzeichnend, daß das

Handeln dessen, der ein Recht außerordentlich spät ausübt, als

illoyal zu charakterisieren ist. Die Illoyalität folgt regel—

mäßig daraus, daß der Berechtigte sich zu seinem eigenen frühe—

ren Verhalten in Widerspruch setzt (vgl BSGE 55, 91, 94; BSG

in SozR'59OO 5 44 Nr 4; SozR 5900 5 47 Nr 5 und Nr 5 und BSG

4. Mai 4977 — 9 RV 44/76 — in Breithaupt 1978, 53, 56). Zwar

sind dem Beklagten bereits seit dem Gutachten des Dr. M vom

47. April 1969 starke Zweifel darüber bekannt gewesen, ob der

Verstorbene an einem Herzklappenfehler litt. Das nachfolgende

Verhalten der Versorgungsverwaltung gab aber weder dem Ver—

storbenen noch den Klägern Anlaß, darauf zu vertrauen, daß

diese ihr Recht zur Berichtigung nicht mehr geltend machen werde

(vgl Urteil BSG vom 30. November 1978 - 12 RK 7/76).
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